Anlage zur Antragstellung Modernisierungs-Einzelmaßnahme 

1.
Beantragter Fördergegenstand

Ersatz oder Nach- bzw. Umrüstung von einzelnen Anlagen oder Aggregaten durch hocheffiziente, am Markt verfügbare Technologien nach 2.1.1 der Richtlinie.
	 FORMCHECKBOX 

	Die Maßnahme entspricht den technischen Effizienzkriterien für Einzelmaßnahmen der Anlage zur Richtlinie


Hinweis: Bitte nutzen Sie das „Merkblatt für Antragsteller“ und die weiterführenden Informationen auf den BLE-Internetseiten (www.ble.de/energieeffizienz). 
2.
Energieberatung

Hat im Vorfeld eine Energieberatung stattgefunden?

	 FORMCHECKBOX 

	Nein

	 FORMCHECKBOX 

	Ja, 


Wenn ja,  Name, Firma und Ort des von der BLE zugelassenen Energieberaters:
	
	     


	Falls im Rahmen der Energieberatung ein Gutachten erstellt wurde, dieses bitte in Kopie dem Antrag beifügen.

Wurde für die Energieberatung ein Beihilfeantrag gestellt?

Beihilfebescheid-Nummer, -Datum, ausstellende Behörde
     



3.
Projektort

Projektort der Modernisierungs-Einzelmaßnahme
	Straße
	     

	
	
	
	

	PLZ / Ort
	     
	
	     


	Bundesland
	     


4.
Geplanter Durchführungszeitraum der Maßnahme (jeweils Monat und Jahr)

	von
	     
	
	bis
	     


Mit der Durchführung darf – auf eigenes Risiko – bereits nach der Antragstellung und vor der Erteilung eines Zuwendungsbescheides begonnen werden.
	 FORMCHECKBOX 

	Ich beginne sofort mit der Durchführung und verzichte auf die Erteilung eines Zuwendungsbescheides.

	oder
	

	 FORMCHECKBOX 

	Ich möchte einen Zuwendungsbescheid erhalten und warte diesen ab, bevor ich mit der Modernisierungs-Einzelmaßnahme beginnen.


5.
Folgende Ausgaben werden durch die Modernisierungs-Einzelmaßnahme anfallen:

	Anschaffungskosten
	     

	Montagekosten
	     

	Sonstiges (bitte ggf. erläutern)
	     

	     
	     



Die geplante Modernisierungs-Einzelmaßnahme führt zu Energieeinsparungen in Höhe von (falls bekannt) 

	
	     
kWh/pro Jahr
	
	und
	     
CO2-Äquivalent


6.
Fördernotwendigkeit 


Bitte erklären Sie, warum die Förderung zur Realisierung des geplanten Vorhabens in der beantragten Höhe notwendig ist:

	
	             




Erklärungen

7.
Ich/Wir bin/sind damit einverstanden, dass

7.1
die Angaben zur Person und zur Sache zum Zwecke einer zügigen Bearbeitung sowie zu statistischen Zwecken gespeichert werden können;

7.2
zum Zwecke einer Evaluierung vom BMEL oder dessen Beauftragten Einsicht in dafür erforderliche Unterlagen des Förderverfahrens genommen werden kann. Nähere Einzelheiten werden im Zuwendungsbescheid geregelt. 

7.3
das BMEL Veröffentlichungen über das Vorhaben herausgibt und im Einzelfall den Namen des Antragsstellers sowie Zweck und Höhe der Förderung bekannt gibt.

8.
Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, 

8.1
dem BMEL oder dessen Beauftragten auf Verlangen jederzeit erforderliche Auskünfte zu erteilen, Einsicht in Bücher und Unterlagen zu gewähren sowie Prüfungen zu gestatten;

8.2
sofern es sich um einen Gartenbaubetrieb mit einem Investitionsvolumen von 100.000 € und mehr im Rahmen dieser Richtlinie handelt, zum Zwecke der Evaluierung für drei Jahre am Betriebsvergleich des Zentrums für Betriebswirtschaft im Gartenbau e.V. (ZBG), Hannover, teilzunehmen. Auf Verlangen ist der Beratungsbrief des ZBG der Bewilligungsstelle als Nachweis der Teilnahme vorzulegen;

8.3
bei der Durchführung der Investitionsmaßnahme die einschlägigen baurechtlichen und sonstigen Vorschriften einzuhalten;

8.4
alle Änderungen bezüglich der in diesem Antrag und den dazugehörigen Anlagen und Unterlagen gemachten Angaben und jede Änderung, die Auswirkungen auf die Förderungsberechtigung bzw. die Förderhöhe hat, unverzüglich der Bewilligungsstelle schriftlich mitzuteilen. 

8.5
Aufträge nur an fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen Bedingungen vergeben werden. Wenn bei Zuwendungen oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der Gesamtbetrag der Zuwendung mehr als 100.000 € beträgt, sind bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen die Vergabe- und Vertragsordnung Abschnitt 1 des Teils A für Bauleistungen (VOB/A) anzuwenden. Bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Dienstleistungen ist entsprechend die Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/A) zu berücksichtigen. Erreicht die gewährte Zuwendung nicht die eingangs genannte Schwelle, sind vom Zuwendungsempfänger mindestens drei schriftliche Vergleichsangebote einzuholen. Es ist das wirtschaftlichste Angebot für die Ausführung auszuwählen. Liegt der Auftragswert unter 2.000 € netto kann der Auftrag freihändig, ohne Vergleichsangebote, vergeben werden.
9.
Mir/Uns ist bekannt, dass

9.1
ein Rechtsanspruch auf die Gewährung einer Zuwendung nicht besteht;

9.2
alle Tatsachen, die für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen der Zuwendung von Bedeutung sind, subventionserheblich im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) in Verbindung mit § 2 des Subventionsgesetzes sind. Subventionserhebliche Tatsachen sind die Angaben in diesem Förderantrag und in den mit dem Antrag eingereichten Anlagen und Unterlagen. 



Ich/Wir erklären, dass mir/uns die Strafbarkeit eines Subventionsbetruges nach § 264 StGB bekannt ist; 

9.3
der Bundesrechnungshof auf Verlangen entweder selbst oder durch einen Beauftragten vor Ort Einsichtnahme in Bücher und sonstige Belege oder Förderanträge nehmen kann (§§ 91 und 100 BHO); 

9.4
die Förderung unter dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall erfolgt, dass die geförderten technischen Einrichtungen und Maschinen innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab Fertigstellung veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck entsprechend verwendet werden (Zweckbindungsfrist).

10.
Ich/Wir erkläre(n), dass

	 FORMCHECKBOX 

	am Unternehmen die öffentliche Hand nicht zu mehr als 25 % des 
Eigenkapitals beteiligt ist;

	 FORMCHECKBOX 

	das Unternehmen die Eigenschaften als kleines, mittleres oder Kleinstunternehmen gemäß Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 702/2014
 (S. 67 ff.) erfüllt;

	 FORMCHECKBOX 

	das Unternehmen in der Erzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 702/2014 (S. 7 f.) tätig ist;

	 FORMCHECKBOX 

	das Unternehmen kein Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß Art. 1 
Abs. 6 der Verordnung (EG) Nr. 702/2014 (S. 14) ist;

	 FORMCHECKBOX 

	das Unternehmen kein Unternehmen ist, das einer Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der Europäischen Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist oder bei dem ein Verstoß gegen gesetzliche Vorschriften, die mit der Betriebsführung im Zusammenhang stehen, rechtskräftig festgestellt wurde.


	Das Unternehmen hat für die Modernisierungs-Einzelmaßnahme, für die eine Zuwendung beantragt wird, Mittel aus anderen Förderprogrammen erhalten bzw. beantragt: 

	 FORMCHECKBOX 

	Nein

	 FORMCHECKBOX 

	Ja, und zwar in Höhe von

	
	
	     
€
	
	Förderprogramm:      


10.1
für die beantragte Investitionsmaßnahme keine Fördermittel aus dem Agrarinvestitionsförderungsprogramm (AFP) der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) und der Verordnung über eine gemeinsame Organisation der Agrarmärkte (Verordnung (EG) Nr. 1308/2013
) beantragt worden sind und solche auch nicht beantragt werden;

10.2
für die beantragte Investitionsmaßnahme die Summe aller öffentlichen Fördermittel (EU, Bundes-, Landes-, Kommunalebene) 40 % der zuwendungsfähigen Gesamtaus-gaben nicht übersteigt;

Ich versichere, dass die Angaben in diesem Antrag und in den eingereichten Anlagen und Unterlagen richtig und vollständig sind.

_________________________

_______________________________________

Ort, Datum




Stempel und rechtsverbindliche Unterschrift
� Verordnung (EG) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABI. L 193/1 vom 1.7.2014).


� Verordnung (EU) Nr. 1308/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. EU L 347 vom 20.12.2013, S.671).





